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RECHT UND KAPITALMARKT

Neues Zeitalter im kollektiven Rechtsschutz
Referentenentwurf zur Umsetzung der EU-Verbandsklage stärkt die

Rechte von Verbrauchern
Von Stefan Patzer und Christian

Steger *)
.......................................................

B˛rsen-Zeitung, 22.10.2022
Unlängst hat Bundesjustizminister
Marco Buschmann bekannt gege-
ben, dass sich der mit Spannung er-
wartete Referentenentwurf zur Um-
setzung der europäischen Verbands-
klagerichtlinie (RL (EU) 2020/
1828) in der Endabstimmung befin-
det. Die Zeit dafˇr drängt. Die Um-
setzung der Richtlinie, die die EU
Ende 2020 als Bestandteil ihres
,,New Deal for Consumers‘‘ verab-
schiedet hatte, muss bis zum 25. De-
zember 2022 erfolgen, und die
Neuerungen mˇssen spätestens ab
Mitte 2023 in Kraft treten. Die z˛ger-
liche Umsetzung lässt sich in Teilen
auf die Bundestagswahl und den Re-
gierungswechsel im vergangenen
Jahr zurˇckfˇhren. Sie hängt aber
auch damit zusammen, dass die
Richtlinie den kollektiven Verbrau-
cherschutz in Deutschland grundle-
gend verändert. Bereits seit mehr
als 20 Jahren k˛nnen Verbraucher-
schutzorganisationen Unternehmen
auf Unterlassung in Anspruch neh-
men, beispielsweise im Zusammen-
hang mit der Verwendung unwirksa-
mer AGB.

Neue Abhilfeklage

Seit 2018 ist als Folge des Abgass-
kandals die bislang nur mäßig er-
folgreiche Musterfeststellungsklage
hinzugetreten, die es sogenannten
qualifizierten Einrichtungen er-
laubt, bestimmte Umstände feststel-
len zu lassen, die fˇr Ansprˇche von
Verbrauchern gegen Unternehmen
relevant sind. Verbraucherschutz-
verbände haben bislang hingegen
keine M˛glichkeit, unmittelbar auf
Entschädigung der Verbraucher zu
klagen. Wollen Verbraucher gemein-
sam auf Leistung klagen, kommt
praktisch nur eine Bˇndelung ihrer
Ansprˇche in Betracht, wie man dies
neuerdings etwa bei Ansprˇchen in-
folge von Datenschutzverst˛ßen be-
obachten kann.
Dies wird sich von Grund auf än-

dern. Der Entwurf sieht vor, eine
neue sogenannte Abhilfeklage ein-
zufˇhren, die gemeinsam mit der
bisherigen Musterfeststellungsklage
im neuen Verbraucherrechtedurch-
setzungsgesetz (VDuG) zusammen-
gefasst wird. Mit der neuen Abhilfe-

klage k˛nnen klageberechtigte Ein-
richtungen im Namen einer Gruppe
von Verbrauchern gegen Unterneh-
men vorgehen und sind dabei – an-
ders als bislang – nicht länger darauf
beschränkt, das Unterlassen eines
beanstandeten Verhaltens oder eine
Feststellung zu begehren, sondern
sie k˛nnen direkt auf Beseitigung
oder auf Schadenersatz klagen.

Aktive Anmeldung n˛tig

Klageberechtigt sind alle auch bis-
lang zur Erhebung einer Musterfest-
stellungsklage berechtigten deut-
schen Verbraucherverbände. Da die
Richtlinie ausdrˇcklich auch grenz-
ˇberschreitende Verbandsklagen
vorsieht, k˛nnen neben deutschen
Verbänden auch alle Einrichtungen
aus anderen Mitgliedstaaten klagen,
die die dortigen Voraussetzungen er-
fˇllen und sich im neuen europä-
ischen Verzeichnis haben registrie-
ren lassen.
In der Klage ist glaubhaft zu ma-

chen, dass mindestens 50 Verbrau-
cher betroffen sind. Verbraucher
werden allerdings nicht automatisch
am Verfahren beteiligt, sondern
mˇssen sich aktiv im Verbandsklage-
register anmelden (sogenanntes
Opt-in). Wie auch bei der Muster-
feststellungsklage soll die Anmel-
dung einfach, kostenlos und insbe-
sondere ohne anwaltliche Unterstˇt-
zung m˛glich sein.
Schließlich setzt die neue Abhilfe-

klage voraus, dass die betroffenen
Ansprˇche der Verbraucher ,,gleich-
artig‘‘ sind. Dies soll immer dann der
Fall sein, wenn die Ansprˇche auf
demselben Sachverhalt oder eine
Reihe vergleichbarer Sachverhalte
beruhen und eine Entscheidung von
den gleichen Tatsachen und Rechts-
fragen abhängt.
Erste Einschätzungen aus der Pra-

xis stimmen darin ˇberein, dass die
Konkretisierung der Gleichartigkeit
der Ansprˇche in Zukunft mit Si-
cherheit zu kontroversen Diskussio-
nen fˇhren wird.

Verschiedene Phasen

Das gerichtliche Verfahren bei Ab-
hilfeklagen teilt sich in verschiedene
Phasen. Hält das Gericht die Ansprˇ-
che fˇr demGrunde nach gerechtfer-
tigt, erlässt es ein sogenanntes Abhil-
fegrundurteil und fordert die Partei-

en auf, zur Umsetzung des Urteils ei-
nen schriftlichen Vergleichsvor-
schlag zu unterbreiten. Gelingt dies
nicht, setzt das Gericht das Verfah-
ren fort und entscheidet durch ein
sogenanntes Abhilfeendurteil. Die
Verteilung des festgesetzten Betrags
erfolgt sodann in einem sogenann-
ten Umsetzungsverfahren, fˇr das
das Gericht einen besonderen Sach-
walter bestellt. Dieser errichtet ei-
nen Umsetzungsfonds und erhält
spezielle Befugnisse, um das Geld
auf die betroffenen Verbraucher zu
verteilen.
Der Entwurf will einen fairen und

ausgewogenen Rechtsrahmen dafˇr
schaffen, dass Streitigkeiten ˇber
Verbraucheransprˇche einfacher ge-
klärt werden k˛nnen und Unterneh-
men schneller Rechtssicherheit er-
halten. Die kollektive Durchsetzung
von Verbraucherrechten soll einfa-
cher werden, ohne zugleich eine
Klageindustrie nach amerikanischen
Verhältnissen zu befeuern.
Nach dem ersten Eindruck wird

der vorliegende Entwurf diesem Ziel
gerecht und findet bei der Umset-
zung der von der Richtlinie er˛ffne-
ten Umsetzungsspielräume einen
angemessenen Kompromiss zwi-
schen den Interessen der Verbrau-
cher und der beklagten Unterneh-
men.
So geht der Entwurf auf der einen

Seite deutlich ˇber die Vorgaben der
EU-Richtlinie hinaus und will nicht
nur Verbrauchern, sondern auch
kleinen Unternehmen erlauben, sich
einer Verbandsklage anzuschließen.
Zudem beschränkt sich die Abhilfe-
klage nicht auf die Durchsetzung
der von der EU-Richtlinie erfassten
Verbraucherrechte, sondern findet
auf alle bˇrgerlich-rechtlichen Strei-
tigkeiten Anwendung. Schließlich
erlaubt der Entwurf im Grundsatz
die Einbindung von professionellen
Prozessfinanzierern, sofern sicher-
gestellt ist, dass sie die Prozessstrate-
gie nicht zulasten der Verbraucher
beeinflussen.

Risiko einschätzbar

Auf der anderen Seite hat sich der
Entwurf bewusst gegen einen klä-
gerfreundlichen Opt-out-Mechanis-
mus entschieden, lässt einen Beitritt
zur Abhilfeklage nur bis zur ersten
mˇndlichen Verhandlung zu und
entfaltet bei Klageabweisung Bin-
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dungswirkung fˇr die betroffenen
Verbraucher. Dies erlaubt es den be-
klagten Unternehmen, das Risiko
des Verfahrens frˇhzeitig einschät-
zen zu k˛nnen, und wird damit Ver-
gleichsverhandlungen erleichtern.
Darˇber hinaus spricht sich der Ent-
wurf im Interesse der Unternehmen
auch gegen eine weitreichende Dis-
covery und gegen Punitive Damages
im Sinne der US-amerikanischen
Sammelklagen aus.
Der Referentenentwurf befindet

sich derzeit in der Ressortabstim-
mung, bevor er vom Bundeskabinett
beschlossen und formell in das Ge-
setzgebungsverfahren eingebracht
wird. Insofern ist von einem heißen
Herbst auszugehen. Bereits im Vor-
wege hatten sowohl Verbraucher-
wie auch Wirtschaftsverbände meh-
rere Professorengutachten zur Um-

setzung der Verbandsklage in Auf-
trag gegeben, und es ist fest davon
auszugehen, dass sie weiterhin ver-
suchen werden, den Entwurf in ih-
rem Sinne zu beeinflussen. Fest
steht aber bereits jetzt, dass sich die
M˛glichkeiten fˇr Verbraucher, ihre
Ansprˇche durchzusetzen, ab dem
kommenden Jahr noch einmal deut-
lich erweitern und die Risiken fˇr
Unternehmen entsprechend erh˛-
hen werden.

Fˇr Spannung ist gesorgt

Wie erfolgreich die neue Abhilfe-
klage sein wird, hängt aber nicht
nur vom Ausgang des Gesetzge-
bungsverfahrens oder der anschlie-
ßenden Konkretisierung durch die
deutschen Gerichte ab. Entschei-

dendwird auch sein, wie die ˇbrigen
EU-Mitgliedstaaten die Richtlinie
umsetzen werden. So besteht viel-
fach die Sorge, dass es zu einem
Wettstreit zwischen den einzelnen
Mitgliedstaaten um den kläger-
freundlichsten Gerichtsstand kom-
men k˛nnte und die Verbraucher
anschließend die M˛glichkeit ha-
ben, sich im Sinne eines sogenann-
ten ,,forum shopping‘‘ den fˇr sie
gˇnstigsten Gerichtsstand auszu-
wählen. Bislang haben lediglich die
Niederlande die Richtlinie umge-
setzt, so dass weiterhin fˇr Span-
nung gesorgt ist.
.......................................................
*) Stefan Patzer ist Counsel und Dr.
Christian Steger Associate von La-
tham&Watkins in Hamburg.
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